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Die erste « elcdstsgssitzung
WTB . Berlin , 4 . Juli . Im Verlaufe der vom Reichskanzler

Müller gegebenen Regierungserklärung (siehe zweite Seite )
wurden die Sätze über den Schutz der Weimarer Berfafsung
von den Sozialdemokraten und den Mittelparteien mit großem

Beifall ausgenommen , die Ankündigung der Vorlage über den

Nationalfeiertag führte zu Lärmszenen . Bei den National¬

sozialisten wurde gerufen : „Wird uns der Feiertag bezahlt ?"

Die Bezeichnung der Reichswehr als treue und zuverlässige
Stütze wurde von den Kommunisten mit höhnischen Zurufen
kritisiert . Bei der Erwähnung der Strafrechtsreform wurden
die kommunisttschenZurufe so groß , daß Reichskanzler Müller

auf einige Zeit die Verlesung der Regierungserklärung unter¬

brechen mußte . Präsident Lobe ruft schließlich den Abg . Torg -

ler , der mehrmals höhnische Zwischenrufe machte, zur Ord¬

nung . _ ,
Auf Vorschlag des Präsidenten vertagt das Haus um 4 .18

lUhr die Aussprache über dir Regierungserklärung auf Mitt¬

woch, 12 Uhr. Mit ihr verbunden wird die Beratung einer
>Reihe von Anträgen der Kommunisten , die u . a . die Aufhe-

ibung des gesetzlichen Schlichtungswesens und die Aufhebung
Lohnsteuer verlangen . Weitere kommunistische Anträge

enden sich gegen die Inangriffnahme des Baues eines Pan¬
zerkreuzers u»w verlangen , daß die hierfür bewilligten Mittel
nn Betrage von 8 Millionen Reichsmark für Schulspeisungen
von Volksschulkindern verwendet werden .

*
Reichsjustizminister Koch hatte » wie das Nachrichtenbüro des

^8DZ . hört, eine Besprechung mit Vertretern der Koalitions -

sparteien , die der Erledigung der vorliegenden Amncsticanträge
alt . Die Besprechungen sollen morgen und in den nächsten
agen noch fortgesetzt werden.
Zwischen der Regierung und den hinter ihr stehenden Par¬

teien des Reichstages ist, wie das Nachrichtenbüro des Vereins
Deutscher Zeitungsverleger erfährt , eine Vereinbarung dahin
getroffen worden, vor der Sommerpause des Reichstages nur

Mach die Amuesttefrage, die Frage des BerfaflungStage » und
Die erneute Behandlung des Strafgesetzbuches im Strafrechts -

«russchuß zu erledigen . Steuerfragen sollen in der gegenwär¬
tigen Session nicht mehr behandelt werden . Auch eine even¬
tuelle Senkung der Lohnsteuer und der Einkommensteuer wird

frühestens im Dezember erfolgen .
Es wird damit gerechnet, daß die am Mittwoch beginnende

Aussprache über das Regterungsprogramm , für die zwei Red-

merreihen bestimmt sind, schon am Donnerstag abend beendet
Fein kann . Dann würde eine Pause in den Vollsitzungen bis

>um Dienstag eintreten . In der nächsten Woche sollen dann
n 8 Sitzungstagen Amnestiefragen und die sonstigen vordring¬

lichen gesetzgeberischen Aufgaben erledigt werden .
Die Zentrumsfraktion wird wahrscheinlich in der Aussprache

eine kurze Erklärung zum Regierungsprogramm durch den

Abg. Stegerwald abgeben lasten, worin der grundsätzliche
Standpunkt der Fraktion zum Ausdruck kommen soll , über
die Frage , ob der Reichsregierung lediglich die Billigung oder
das Vertrauen ausgesprochen werden soll, wird sich die Zen -

trumsfraktion erst am Mittwoch schlüssig werden . In parla¬
mentarischen Kreisen rechnet man , wie das Nachrichtenbüro
des VDZ . erfährt , damit , daß die Regierungsparteien sich da¬

hin einigen werden , der Regierung das Vertrauen des Reichs¬
tages auszusprechen. Sonst über alle anderen Anträge zur
Tagesordnung überzugehen .

Die Zentrumsfraktion des Reichstages beschloß am Dienstag ,
laut „Germania " , die Wahl ihres Fraktionsvorstandrs auf den

Herbst zu verschieben . Bis dahin wird der bisherige Frak¬
tionsvorstand die G-eschäfte der Fraktion führen .

Die Reichstassfraktion der Wirtschafspartei wird bei der po¬
litischen Programmrede durch den Abg . Drewitz eine kurze Er¬
klärung abgeben lasten, die die Befriedigung darüber ausdrückt ,
daß die bei der Regierungsbildung von der Partei erngereichtrn
Mittelstandsfordcrungen zum großen Teil in das Regierungs -
Programm ausgenommen worden seien.

I

Anträge im Reichstag .
Zum Wiederbeginn der Reichstagssitzungen sind von den Par¬

teien eine große Anzahl Anträge eingegangen . Die Reichs¬
tagsfraktion der Deutschen BolkSpartet ersucht die Reichsregie¬
rung , alsbald den Entwurf eines StenervereinheitlichnngS -
- efetzeS in einer Fassung vorzulegen , die eine fühlbare Sen¬
kung der Realsteuern gewährleistet . Weiter wird die Reichs¬
regierung um baldige Vorlegung eines Gesetzes ersucht, das die
Verankerung zur Einkommensteuer auf eine andere Grund¬
lage stellt.

Die demokratische Fraktion verlangt die Vorlegung einer
neuen Reichsstädteordnung, die Beseitigung der Enklaven , die
Aufhebung der Gesandtschaften der Länder «nteretnauder und
die Vorlegung einer Reichslandgemeindeordnung . Kerner wird
ersucht, die Pflichtgrenze zur Angestelltenverficherung auf
8000 Reichsmark festzusehen. Der Reichsverkehrsminister wird
ersucht, bei der Reichsbahnverwaltung dahin vorstellig zu wer¬
den, daß die Arbeiterwochenkarten auch den Angestellten zu¬
gänglich gemacht werden , die angestelltenversicherungspflichtig
sind.

Weitere Anträge ersuchen die Reichsregierung , unverzüglich
den Entwurf eines Kleinrentnerversorgungsgesetzes vorzulegen .
Die kommunistische Reichstagsfraktion fordert Vorlegung eine»
Gesetzentwurfs zur Neuregelung des Verhältnisses von Staat
und Kirche .

liegen keine Nachrichten vor . Di « Meldung »
«aß von dem Vermißten Radiosignale aufgefangen worden
se« n . »ft unbestätigt .

Letzte Nachrichten
Deutsch-Vrarrz- fisches Studienkornitee in

Baden'Bade«
Baden -Baden , 4. Juli . (Tel .) Im Hotel „Stephanie " be¬

gann heut« mittag 12 Uhr die Tagung des deutsch -französi¬
schen Studienkomitees . Eingeleilet wird die Tagung mit einer

Gedenkfeier für den verunglückten Begründer Emil Mährisch,
Luxemburg , sowie für die verstorbenen Vorstandsmitglieder
Felix Deutsch und Edgar Schlubach. Die Tagesordnung ent¬

hält für heute einen Vortrag des früheren Reichsministers
Hermes über die Lage der Landwirtschaft in Europa , mit

besonderer Berücksichtigung der Verhältnisse in Deutschland
u»id Frankreich.

Deutsche Rettungsaktion für die Nobile-
Mannschaft

WTB . Berlin . 4 . Juli . (Tel .) Der bekannte Flieger Udet

hat der italienischen Regierung angeboten, mit leichten Udet-

Flamtngos -Flugzeugen eine Rettungsexpedition für die auf
dem Eise festgehaltene Nobile-Mannschaft vorzunehmen . Es
würde für ihn nicht allzu schwierig sein, mit diesen leichten
Flugzeugen , sobald sie mit Kufen versehen seien, auf kleinstem
Raum auf dem Eise zu landen . Die Besatzungsmitglieder sol¬
len einzeln abgeholt werden.

Die italienische Regierung hat diesen Vorschlag Udets wärm -
stens begrüßt . Udet wird in den nächsten Tagen mit zwei

Elugzeugen , einem zweiten Piloten und einigen erfahrenen
euten unter Führung des bekannten Nordpolfahrers Kapitän

Ritscher von Hamburg mit einem Dampfer der Hamburg -
Amerika-Linie nach Spitzbergen abfahren .

Die Reichsregierung hat die Förderung dieses Rettungs¬
unternehmens unternommen . Mit Rücksicht auf die Fahrt¬
dauer nach Spitzbergen wird mit einem Einsetzen der Ret¬
tungsaktion nicht vor 10 Tagen zu rechnen sein.

Bauernpartei gegen Pilsuvskt
WTB . Warschau, 4 . Juli . (Tel .) Der Vorstand der Bauern¬

partei hat einen Beschluß gefaßt , in dem er gegen die Erklä¬
rungen PilsndskiS Verwahrung eingelegt und erklärt , daß die
Bauernmasten Polens mit allen Mitteln die republikanisch¬
parlamentarischen Einrichtungen stützen und Anschläge auf den
Volkssejm mit Entschiedenheit zurückweisen würden . (ES
handelt sich um maßlose Angriffe, die Pilsudski gegen den
Sejm gerichtet hat . D . Red.)

Hat eine zweite Abstimmung im Colmarer
Kompiottprozetz stattgefunvenk

Die „Lothringische Bolkszeitung" erfährt aus zuverlässiger
Quelle , daß im Colmarer Komplotrprozeß die Geschworenen
über die Grundfrage , ob ein Komplott bestanden habe , zwei¬
mal abgestimmt haben . Die erste Abstimmung habe Stimmen¬
gleichheit und somit eine Verneinung der grundlegenden
Schuldsrage ergeben. Daraufhin habe jemand eine zweite
Abstimmung verlangt , und die Geschworenen beschworen, ihre
Meinung zu revidieren . Denn der Ministerpräsident müffe
zurücktreten, wenn der Prozeß mit einem Freispruch endige,
und dann werde ein neuer Frankensturz kommen und ganz
Frankreich ruinieren . Die „Volkszeitung", die sich durch diese
Mitteilung zum Echo eines seit dem ersten Tage nach dem
Urteil mit großer Bestimmtheit aufgetretenen Gerüchts macht,
sagt dazu : „Ja oder nein, hat eine doppelte Abstimmung über
die Schuldfrage stattgefunden ? Wenn ja , ist die zweite Ab¬
stimmung gültig ? Das Wort von dem Colmarer Justizver¬
brechen ist mit solcher Beharrlichkeit vom ersten Tage an in
der Weltpresse niedergeschrieben worden, daß keine Beruhi¬
gung eintritt , solange nicht dieser wesentliche Punkt einwand¬
frei geklärt ist .

"
*

Berlin , 4 . Juli . (Tel . ) Nach Blättermeldungen haben die
beiden verhafteten elsässischen Abgeordneten Rosse und Rtck-
li» ihre Bernfnng zurückgezogen . Durch die Zurückziehung
dieser Berufung wird das Urteil des Kolmarer Gerichts de¬
finitiv . Man nimmt , der „Bossischen Zeitung " zufolge an , daß
der Schritt der beiden Abgeordneten im Benehmen mit der
Pariser Regierung und auf Anraten der elsässischen Abge¬
ordneten geschehen ist, damit die Erledigung der Angelegen¬
heit auf dem Gnadenwege beschleunigt wird.

Poinrarö über Krieg und Friede« . Anläßlich eine » Bankett »
in der amerikanischen Botschaft in Paris »rahm auch der fran¬
zösische Ministerpräsident das Wort . Er betonte , daß Frank -
reich am meisten unter dem Krieg und der Inflation gelitten
hcwe und daß eS ein Land sei, dem die Wiedergutmachung
seiner Verluste am schwersten gefallen sei . Frankeich werde
nicht müde werden, der Welt Beweise seiner friedfertige « Ge¬
sinnung zu geben . SS werde niemals eine Gelegenheit ab-

Offensivkrieg zu verdammen, vorausgesetzt , daß
es die Möglichkeit hat , sich gegen alle Angriffe zu verteidigen .
Hoffen wir , so schloß Pomcarä . daß in den kommenden Jahren
der Frieden endgültig seine Herrschaft aufrichten wird .

tu . . . . . . . . .. . _ __ _
, . Ehescheidung mit Beschleunigung *,ie «
lcheidungsceform ist zwar im RegierunASprogramm nicht ,
sonder» vaoähnt toojten . Jedoch trägt sich der ReichSjust
minister Dt « , » , Weser, mit der « Hicht , dem Kabinett u
den gesetzgebenden Körperschaften i« Herbst d. I . «ine V>
läge über nie Eheschiittlwg zu machen, in der anstelle des B<
schuünmgSprinNp» da» FerrLttungSprinzch gesetzt werden s,

* Die Regierungserklärung
Die programmatische Erklärung , mit welcher gestern

Reichskanzler Hermann Müller vor das Parlament getre-

ten ist, läßt sich kurz dahin charakterisieren , daß sie das
Bekenntnis zu einer ganz im Boden des neue» Staates
wurzelnden Politik , vereinigt mit einer Fülle von Ar¬
beitsvorschlägen, die sämtliche dem Wohle des gesamte»
Volkes dienen und deshalb zunächst von keiner Partei
ernstlich bekrittelt werden können. Die Republikaner wer¬
den an dieser programmatischen Erklärung nichts auszu¬
setzen haben , aber auch die übrigen Parteien werden kaum
Veranlassung haben, dieses Programm abzulehnen.
Wenn die Opposition dennoch gegen die Regierung und
ihr Programm stimmen sollte, dann würde das au»
Gründen der Parteipolitik , und nicht aus Gründen einer
sachlichen Kritik geschehen.

Der erste Abschnitt der Rode, der sich auf die Außen¬
politik bezieht, ist sicherlich unserm ganzen Volke aus de«
Herzen gesprochen . Der Reichskanzler fordert die sofor¬
tige Befreiung der »och besetzten Gebiete am Rhein und
an der Saar , er fordert sie im Interesse einer wirkliche «
Verständigungspolitik . An den Aufgaben des Völker¬
bundes will die neue Regierung loyal Mitarbeiten, doch
steht im Vordergründe ihrer Aufmerksamkeit die Frage
der allgemeinen Abrüstung . Die Welt müsse sich darüber
klar werden , daß es auf die Dauer ein unmöglicher Zu¬
stand sei , daß sich ein großes Länd , wie Deutschland , ent¬
waffnet inmitten von Ländern befindet, die bis an die
Zähne bewaffnet sind . Was die Reparationsfrage anlangt ,
so hat der Reichskanzler betont, daß jetzt zweifellos der
Augenblick zur Herbeiführung der Endlösung gekommen
sei . Auch hier müsse nach den Prinzipien gegenseitiger
Verständigungsbereitschaft , nach den Methoden einer der»

nünftigen Wirtschaftspolitik vorgegangen werden, selbst¬
verständlich unter Sicherung einer angemessenen Lebens¬
haltung unseres Volkes .

Weltwirtschaftspolitisch werde die Reichsregierung alle
Bestrebungen einer wirtschaftlichen Verflechtung Deutsch¬
lands mit der ganzen Welt unterstützen und die Kräfte
der deutschen Wirtschaft stärken. Sie akzeptiert die schon
von der früheren Regierung ausgesprochene Anerkennung
der Ergebnisse der Genfer Weltwirtschaftskonferenz , wird
sich für die Senkung der Zolltarife durch internationale
Vereinbarung einsetzen und betrachtet Handelsverträge
mit den östlichen und südöstlichen Staaten als eine we¬
sentliche Aufgabe.

Wichtig für die Ausfuhr und Sicherung eines ange¬
messenen Reallohnes der werttätigen Bevölkerung sei die
Preisgestaltung auf dem inneren Markt. Zu ihrer Be¬
einflussung müsse die Leitung eines Staatswesens den
unbedingt notwendigen Überblick und Einblick in die
Kartelle , Truste und ähnlichen Organisationen haben.
Insbesondere verfolge die Reichsregierung die Entwick¬
lung der Verhältnisse im Steinkohlenbergbau.

Mit großem Nachdruck proklamiert die neue Regierung
den Schutz der mrttelständischen Kreise und die Wieder-

Herstellung der Rentabilität der Landwirtschaft . Auf die¬
sem Gebiet werden vor allem Umwandlung der kurz¬
fristigen in langfristige Kredite und Herabsetzung des
Zinssatzes angestrebt werden. Ratifizierung deS Wa¬
shingtoner Abkommens über den Achtstundentag , Aus¬
arbeitung eines Arbeitsschutzgesetzes, Kampf gegen die
Wohnungsnot , Schaffung eines neue» Reichsbeamten¬
gesetzes, zeitgemäße Reform des Wahlrechts , Lösung de»
Problems des Reichsschulgesetzes, Fortführung der Straf¬
rechtsreform mit womöglicher Beseitigung der Todes¬
strafe , Vereinfachungen auf dem Gebiet der Steuerveran¬
lagung , Steuererleichterungen für die Einkommen bi»
8000 3M , Regelung des Verhältnisses zwischen Reich und
Ländern unter Berücksichtigung der Bedeutung der Eigen¬
art des deutschen Volkswesens und in Zusammenarbeit
mit den Länder » selbst, Schaffung eines Reichsverwal-
tnngsgerichts ; das sind die Arbeiten, welche die neue Re¬
gierung sich vorgenommen hat.

Sie werden nur dann erledigt werden können, wenn
wir von Krisen verschont bleiben und die jetzt amtierende
Regierung möglichst bis zur nächsten Reichstagswahl am
Ruder bleibt . Recht lange am Leben zu bleiben, ist, wie
neulich schon Reichsinnenminister Severing ausgeführt
hat , die feste Absicht des neuen Kabinetts . Bei allen
angekündigten Arbeiten will die Regierung auch in Wahr¬
heit Führeri « sein.

Sehr erfreulich waren auch die Ausführungen de»
Reichskanzlers , die das Gebiet des Politischen beschreiten .

Mit der Beilage : 31. AmÜicher Bericht über die Verhandlungen de» Badische« Landtag -



Arnchtbare Arbeit auf allen Gebieten fei nur möglich auf
dem Fundament einer feste« StaatSgefiigeS, dessen
Grundlage unsere Weimarer Bersaffung ist. ES fei die
vornehmste Aufgabe der Reichsregierung , auf dieser
Grundlage unser StaatAvesen im demokratischen Sinne
anszubanen und für die Ehrung «nd Achtung der Repu¬
blik und ihrer Symbole einzutrrten . Es fei selbstverständ¬
lich, daß die Verfassung gegen jede gesetzwidrigen An¬
griffe mit allen zu Gebote stehenden Mitteln geschützt
wird . Die Reichsregierung vertraue dabei auf die Mit¬
hilfe der Beamtenschaft.

Was die Wehrmacht betrifft , so wir - sie nach den Wor¬
ten des Reichskanzlers ihre Aufgaben nur dann wirksam
erfüllen können, wenn sie im Volke wurzell und vom Ver¬
trauen aller Bevölkerungsschichten getragen wird . Dazu
wird eine rein vaterländische und überparteiliche Ein »
stellung erforderlich sein .

Nach dieser Rede wird , wie schon oben gesagt , die
Opposition nur sehr schwer Anlaß zur Kritik finden . Sie
wird sich deshalb wahrscheinlich auf die Erklärung zurück¬
ziehen, daß man abwarten müsse , in welcher Form und
in welchem Geiste die einzelnen Punkte des Programms
verwirklicht werden , um davon ihre Haltung abhängig zu
machen . Eine solche Politik wird man der Opposition
nicht verargen dürfen . Die Hauptsache ist, daß sie bei
ihrer Kritik sachlich verfährt . Roch viel wichtiger aber ist,
daß die Parteien , welche an der Regierung beteiligt sind,
im großen und ganzen auch wirklich zusammenhalten.

Erziehungsbeihilfen für Kriegerwaise«
Entsprechend einer Anregung des vorigen Reichstags hatdie Reichsregierung sich entschlossen , einen jährlichen Betragvyn 20 Millionen Reichsmark zur Gewährung von Erziehungs¬

beihilfen für Kriegerwaisen zur Verfügung zu stellen. Diese
Beihilfen sollen nicht nur , wie es das Reichsversorgungsgesetz
vorschreibt, bis zum vollendeten einundzwanzigsten , sondern im
Bedarfsfälle bis zum vollendeten rierundzwanzigsten Lebens¬
jahre gezahlt werden . Nach den vom Reichsarbeitsminister er¬
lassenen Richtlinien ist Voraussetzung für die Gewährung die¬
ser Beihilfen , daß die Waisen sich in der Schulausbildung oder
in der Ausbildung für einen Lebensberuf — im Sinne der im
Neichsgesetzblatt 1921, Seite 215 , veröffentlichten Richtlinien
für . die Erziehung und Ausbildung von Kriegerwaisen ufw . —
befinden, und daß hierdurch besondere Kosten entstehen, die
aus dem Einkommen der Waisen und den ihrer unterhal¬
tungspflichtigen Angehörigen nicht ohne Gefährdung ihrer
wirtschaftlichen Verhältnisse bestritten werden können. Die
Beihilfe soll in der Regel monatlich 10 Reichsmark betragen .Sie kann aber , sobald das Kind das 15. Lebensjahr vollendet
hat , oder aus der Schule in eine Berufsausbildung eingetre¬ten ist, bis auf 25 Reichsmark, in ganz besonders gearteten
Fällen bis auf 35 Reichsmark monatlich erhöht werden.

Zu den besonderen Kosten, die nach den Richtlinien Voraus¬
setzung der Gewährung von Erziehungsbeihilfen sind , wird im
allgemeinen schon ein Schulgeld zu rechnen sein. Währendeiner praktischen Lehrzeit wird in der Regel nur dann eine
Beihilfe gewährt werden können, wenn die Waise keine oder
nur eine ganz geringe Lehrvergütung erhält oder wenn sie an
einem anderen Orte gegen Bezahlung während der Lehrzeit
unteogebracht werden mutz . Ein erhShteS Bedürfnis wird
häufig während einer Ausbildung auf Fachschulen, Hochschulen
usw. vorliegen.

Die Anträge auf Gewährung einer derartigen Erziehungs¬
beihilfe sind an die zuständigen Fürsorgestellen einzureichen,die sie zusammen mit ihrem Gutachten an die Hauptfürsorge -
stellen weitergeben. In dem Gutachten soll namentlich ange¬geben werden, ob der Rat des Berufsamtes eingeholt und be¬
folgt worden ist , falls die Berufsausbildung zur Zeit der
Stellung des Antrags noch nicht begonnen hat . Die Hauptfür¬
sorgestelle fügt dann den Anträgen die Höhe des Betrages
hinzu , den sie als Beihilfe für erforderlich hält und gibt siedann an das zuständige Verforgungsamt weiter . Diese habendie endgültige Entscheidung zu treffen . Gegen ihre Entschei¬
dung kann Beschwerde eingelegt werden, über die dann das
Hauptfürsorgeamt zu entscheiden hat .

Feierlicher Empfang der Atlantikstieger in Irland
Die drei Atlantikstieger wurden bei ihrem Eintreffen in

Dublin von einer großen Menschenmenge begrüßt und von
Kavallerie , Infanterie und verschiedenen öffentlichen Körper¬
schaften durch die mit Flaggen und Begrüßungstofeln festlich
geschmückten Straßen eskortiert '

. Die Fenster und Dächer der
Häuser waren von Zuschauern dicht besetzt. Die Flieger wur¬
den zu einer Tribüne geleitet , wo sie begrüßt wurden . In
herzlichen Worten drückten sie dann ihre Dankbarkeit über
den Empfang aus . Später wurde ihnen zu Ehren ein Ban¬
kett gegeben.

Dte Nedc des Ikeichskanzlers
Refchskanzler Hermann Müller führte in der Sitzung des

Reichstags am Dienstag nachmittag aus :
Ich habe die Ehre , dem Hohen Haufe das urne ReichSkabi -

nett vorzustellen , das aus dem am 20 . Mai gewählten Reichs¬
tag herdorgegangen ist. Der Wahlkampf hat der Welt bewie¬
sen, daß daS Deutsche Reich nach den schweren Rachkriegsjah¬ren in eine Periode ruhiger und steter Entwicklung eingetretenist. Die Fundamente deS neuen Staates , der deutschen Re-
publik» stehen stcher und unerschütterlich . Die Reichsregierunghat die Aufgabe, auf dem neuen , festgefügten Grunde weiter -
zubanen und unablässig dahin zu wirken, daß die Wunden des
Krieges und der Nachkriegszeit sich immer mehr schließen, und
auf allen Gebieten entschlossene Reformarbeit geleistet wird.Denn nur entschiedenes Weiterarbeiten auf dem Wege des so¬
zialen und politischen Fortschritts entspricht dem Willen , dendas deutsche Volk bei den Reichstagswahlen bekundet hat .
Solchen Zielen dient die Zusammensetzung der RrichSregternng .
Beruht fie auch noch nicht auf koalitionsmähiger Grundlage ,
so hat fie doch in ihrer Zusammensetzung die Zustimmung der
in Betracht kommenden Parteien gefunden . Auf dieser Basis
hat das neue Reichskabinett seine Tätigkeit ausgenommen . Es
wird die kommende politische Arbeit nach dem folgenden Pro¬
gramm gestalten, das ich die Ehre habe. Ihnen vorzutragen .

In der
Auswärtigen Politik

ist der Weg, den die Reichsregierung gehen wird , klar vorge¬
zeichnet . Die deutsche Außenpontik verfolgt ihre Ziele in
dem Willen zur friedlichen Berständigung unter Verzicht aufden Gedanken der Revanche. An dieser Grundlage werden wir
festhaltrn . Ernste und wichtige Fragen harren der Lösung.
Ich nenne zunächst die Frage der Befreiung der noch besetzten
Gebiete am Rhein »nd des Saarlandes , In Übereinstimmungmit dem ganzen deutschen Volke ist die Reichsregierung von
unserem wohlbegründeten Anspruch auf die sofortige Befrei¬
ung dieser Gebiete überzeugt . Wir müssen jedoch feststellen,
daß die Besatzungsmächte aus der politischen Entwicklung der
letzten ^ ahre die gegebenen Schlußfolgerungen noch immer
nicht gezogen haben, und daß es aus diesem Grunde bisher
nicht gelungen ist, in den wechselvollen Erörterungen über die
Räumungsfrage ein praktisches Ergebnis zu erzielen . Nur
noch anderthalb Jahre trennen uns von dem für die Räumungder zweiten Zone vorgesehenen letzten Vertragstermin .

Wir wissen alle, daß es eines Appells an die Treue und
Geduld der Bevölkerung der besetzten Gebiete selbst dann nicht
bedürfte , wenn es notwendig wäre , bis zu den letzten Vertrags¬
terminen auszuharren . Käme es aber wirklich dahin , daßdie Räumungsfrage einfach dem Zeitablauf überlassen bliebe,
so wäre damit eine bedeutsame Gelegenheit versäumt , die Po¬
litik der Berständigung in die Tat «mzusetzen , obwohl alle
Voraussetzungen dafür gegeben wären . Für uns ist in dieser
Frage eben der selbstverständlicheWunsch nach freier Ausübung
der deutschen Souveränität im Rheinlande und nach Befreiungder Bevölkerung von den Lasten der Besetzung vor allem der
Gesichtspunkt maßgebend, daß es sich darum handelt , endlich
diese noch aus der Kriegszeit dastehende Schranke niederzu¬
legen, die der Begründung eines wirklichen Vertrauensverhält¬
nisses zwischen den Völkern im Wege steht. Wir erwarten
auf das Bestimmteste, daß dieser Gesichtspunkt im gleichen
Maße nunmehr auch von den an der Besetzung beteiligten
fremden Regierungen gewürdigt wird . Wir erwarten auch,
daß bei ihnen jeder von anderer Seite unternommene Versuch ,den Sachverhalt durch das unberechtigte Hereinziehen anderer
Probleme zu verwirren , vergeblich bleiben wird . Das Rän -
mungsproblem ist einfach und klar . Es bedarf nur des gutenWillens , um es zu lösen.

Der treuen Bevölkerung am Rhein und Saar entbieten wir
unseren herzlichen Gruß . Die Reichsregierung ist sich der
schweren wirtschaftlichen Not bewußt , die dort infolge der Be¬
setzung einen hohen Grad erreicht hat und durch die Grenz¬
verhältnisse noch verschärft wird . Wir werden dieser wirt¬
schaftlichen Not unsere besondere Aufmerksamkeit widmen.

Mit den Grundlagen unserer Außenpolitik hängt unsere Be¬
tätigung im

Böllerbund
aufs engste zusammen . Wir sehen im Völkerbund einen der
wichtigsten Faktoren des internationalen Lebens und damit
auch der Förderung der nationalen Interessen . Wir sind ent¬
schlossen, an allen Aufgaben , die in Genf zu lösen sind , loyal
mitzuarbeiten . Von den allgemeinen Völkerbundsproblemen
steht im Vordergründe des Interesses

die Frage der allgemeinen Abrüstung.
Die Entwaffnung Deutschlands ist bis zum letzten Ende durch -
Heführt und kein Staat hat so viel für die allgemeine Sicher¬
heit getan wie Deutschland. Das beweisen die Verträge von
Locarno und die zahlreichen Schiedsverträge , die Annahme der
Fakultativklausel des Weltgerichtshofes und seine aktive Mit¬
arbeit am Genfer Sicherheitskomitee. Deutschland ist der erste
Staat gewesen, der dem neuerdings von den Vereinigten Staa¬
ten von Amerika vorgelegten allgemeinen Pakte zur Achtung
des Krieges vorbehaltlos zugestimmt hat . Alles das gibt uns
das Recht und die Pflicht, mit allem Nachdruck die Forderung
zu erheben, daß jetzt endlich mit der Durchführung der

Abschiedsabend ,WeU \> « sdemscher
Rellh Rademacher trat gestern zum letztenmal an unserer

Bühne auf und verabschiedete sich bei dieser Gelegenheit vom
Publikum . Zur Aufführung gelangte die „Kleine Komödie",in welcher sie die weibliche Hauptrolle der Maria spielt. Das
Haus war trotz der Hitze ausverkauft . Frl . Rademacher entfal¬tete noch einmal den ganzen , ungewöhnlichen Zauber ihrer ur¬
sprünglichen, schauspielerischen Begabung . Das Publikum
folgte ihrem Spiel mit einem Interesse , dessen Herzlichkeitkaum überboten werden kann.

Die Bedeutung Nelly Rademachers als Künstlerin ist schon
vorgestern an dieser Stelle von unserm Schauspielkritiker ge¬
würdigt worden) Weitere Worte erübrigen sich . Höchstens
sei hier nochmals der Ausdruck des Bedauerns darüber laut ,daß wir eine so bewährte und geschätzte Kraft , eine so aus¬
gezeichnete Künstlerin , die wirklich Liebling des Publikumswar , verlieren müssen.

Wenn es in einer Ankündigung der Theaterleitung heißt,das Fach der Frl . Rodemacher solle in Zukunft eingespart wer¬den . so klingt das etwas merkwürdig . Will man in ZukunftLustspiele nicht mehr aufführen ? Und wenn doch , wer solldann Fräulein Rademacher ersetzen ? Wer wird im übrigenin der nächsten Saison die Julia im „Schinder^ rnnes " spielen,die am Freitag von Fräulein Rademacher in einer Form ver¬
körpert wurde, die das Entzücken des gesamten Publikums undder gesamten Kritik erregte . Die Theaterleitung hat der Presse
jene Mitteilung gemacht, also ergeben sich solche Fragen ganzvon selbst . Sonst hätten wir sie uns geschenkt . Denn es ist
Sache der Theaterleitung allein , dafür zu sorgen, daß alle
Fächer ausreichend besetzt find , und daß daS künstlerische Niveau .des Theaters nicht sinkt . Jedenfalls war es wohl nicht ganzklug, der Presse die Einsparung ausgerechnet de« Fachs mit¬

zuteilen , dessen Vertreterin von der Kritik eigentlich immer als
schier unentbehrlich empfunden wurde. C. A .

Die DÜdwestdeutsche Bühne i« Spieljahr 1927/28
Mit dem Spieljahr 1927/28 erfuhr die künstlerische Wan¬

derbühne Badens , die Badische Bühne , eine Umformung auf
wesentlich verbreiteter Basis . Mit dem Namen Südwestdeut¬
sche Bühne umfaßt das Unternehmen jetzt ein Spielgebiet , das
sich vom Oberrhein über Baden , Hessen und Hessen -Nassau,Teile Unterfrankens einschlietzend , bis zum südlichen Westfalen
ausdehnt . 42 Städte wurden in der vergangenen Spielzeit
regelmäßig bespielt. Die künstlerischeLeistung der Bühne fand
unter der Leitung des Intendanten Or Karl Bauer überall
lebhafte Anerkennung . Für die nächste Spielzeit sind Werke
wie „Minna von Barnhelm ", „Biberpelz ", „Schneider Wibbel",
„Der Patriot ", „Hedda Gabler "

, „Helden", „Othello" u . a.
vorgesehen. In eigenen Werkstätten wird für jedes Stück eine
Dekoration angefertigt , die in einem neu beschafften Lastauto
mitgeführt werden. Der mit ehrlichem künstlerischem Eifer
arbeitenden Kulturbühne ist eine erfolgreiche Weiterentwick¬
lung zu wünschen. Durch die Landesgeschäftsstelle des Büh¬
nenvolksbundes für Baden -Hohenzollern, Leitung Direktor Ro¬
bert Ebert , wurden über 100 Vorstellungen mit großem Erfolg
gegeben. Durch eine Reihe von Städten und Gemeinden find
die Vorstellungen für das Spieljahr 1928/29 bereits soweit ge¬
diehen, daß die Tourneen am > 1 . September wieder beginnen
können.

Ausscheide « KlempererS aus der Staatsover . Otto Klem-
perer hat ersucht , ihn von den Verpflichtungen gegenüber der
Staatsoper zu entbinden , da er sich ganz seinen musikalischen
Aufgaben widmen will. Dem Ersuchen wurde stattgegeben
sind Ernst Legal die Leitung der Ossex Übetragen . /

allgemeine« Abrüstung . ernst gemacht und jo der ähnlichst«Wunsch aller Völker, die durch den furchtbaren Krieg gegangenfind, erfüllt lvird. Die Welt mutz sich darüber klar werden, daßes auf die Dauer ein unmöglicher Zustand ist, daß ein große»Land wie Deutschland einseitig abgerüstet sich inmitten vonLändern befindet, die bis an die Zähne bewaffnet sind .Vor einer weittragenden Aufgabe wird uns die kommende
Entscheidung in der

ReparativnSfrage
stellen. Durch den Sachverständigenplan und die Londoner
Abmachungen vom Januar 1924 ist es gelungen , das Repara -
tionsproblem des politischen Charakters zu entkleiden und aus
ihm eine finanzielle und wirtschaftliche Frage zu machen. Seit¬
her ist die Durchführung des Sachverständigenplanes reibungs¬los erfolgt . Die Sachverständigen haben ihren Plan indes
nur als eine vorläufige Regelung bezeichnet und es als not¬
wendig hingestellt, diese vorläufige Regelung durch eine end¬
gültige zu ersetzen , sobald die Verhält »,ge dies ermöglichen.Kann der Zeitpunkt für die Inangriffnahme der Endlösung
sich auch heute noch nicht genau übersehen lasse», so ist doch die
Entwicklung weit genug fortgeschritten, um in allen beteiligte»
Kreisen Raum für die Überzeugung zu schaffen, daß die bal¬
dige Herbeiführung dieser Endlösung nicht nur wünschenswert,sondern auch möglich ist . DeusiuMno wird es seinerseits nichtan der loyalen Mitwirkung fehlen lassen , um eine Frage end¬
gültig zum Avschluß zu bringen , die sowohl für die deuiiche
Wirtschaft, als auch , ur die Weltwiotschast von größter Bedeu¬
tung ist . Indem ich darauf verzichte , die sämtlichen Aufgaben
unserer Außenpolitik, wie sie sich aus unseren Beziehungen z«den einzelnen Ländern ergeben, besonders auszuführen , wend«
ich mich nunmehr den Fragen der

Innenpolitik
zu . Die deutsche Wirtschaft bedarf zu ihrer vollen Entfaltungder Erweiterung und Vertiefung ihrer Wirtschaftsbeziehungen .
Infolgedessen wird die Reichsregierung ihre Kraft daran set¬
zen, durch Pflege und Erweiterung der weltwirtschaftlichen Be¬
tätigungen , die deutschen Wirtschaftskräfte zu stärken. Die
neue Reichsregierung nimmt die vorbehaltlose Anerkennungder Ergebnisse der Genfer Wirtschaftskonferrnz durch die bis- ,
herige Reichsregierung auf . • Sie wird zu ihrem Teil für die
Verwirklichung sorgen und sich insbesondere an den Arbeiten
zur Senkung der nach dem Kriege fast überall erhöhten Zoll¬
tarife durch internationale Vereinbarungen kräftig beteiligen .Die Erweiterung unserer handelsvertraglichen Beziehungen ,
insbesondere zu den östlich und südöstlich gelegenen Staate »,
sieht die Reichsregierung als eine wesentliche Aufgabe an .Sie begrüßt es, daß die Verhandlungen mit dem stammver¬wandten Österreich zu einem endgültigen und abschließenden
Handelsvertrag in Wien eingesetzt haben.

Die Reichsregierung wird auch den dritten Weg handelspoli¬
tischer Betätigung einschlagen, den die Weltwirtschgftskonferenzin ihrem Streben nach Erleichterung des Warenaustausche »
empfohlen hat : autonome Maßnahmen auf dem Gebiete des
Zolltarifs .

Wichtig für die Gestaltung der Ausfuhr sowohl, als für die
Sicherung eines angemeffenen Reallohnes der werktätigen Be¬
völkerung ist

die Preisgestaltung auf dem deutschen Jnnenmarkt .
Zu ihrer Beeinflussung dient neben einer auf die Erhaltungder Wettbewerbsfähigkeit hinzielenden Handelspolitik , vor
allem auch die richttge Einstellung des Staates zu den gro¬ßen, von Kartellen , Trusts und ähnlichen Formen unseres
Wirtschaftslebens beeinflußten monopolistischen Organisatio¬
nen.

Mit besonderer Sorgfalt verfolgt die Reichsregierung die
Entwicklung der Verhältnisse im deutschen Kohlenbergbau . Die )
Reichsregierung wird an der bisherigen Berkehrspolitik fest -
halten und bestrebt sein, durch organisatorische Weiterentwick¬
lung der verschiedenen Verkehrsmittel die günstigsten Bedin¬
gungen zur Hebung des Absatzes zu schaffen.

Die Reichsregierung ist sich bewußt , daß weiteste Kreise Les
Mrttelstandes , in Handwerk, Handel und Gewerbe , sich in
schwerer Notlage befinden und noch immer nicht eine gesunde
Grundlage für ihre Existenz haben finden können. Diesen
mittelständigen Kreisen Schutz und Förderung angedeihen zulassen und einer durch die Bedürfnisse der Bevölkerung nicht
gebotenen Ausdehnung der Betätigung der öffentlichen Hand
angemeffene Grenzen zu setzen, wird sich die Reichsregierung
besonders angelegen sein lassen .

Auch in dem Verhältnis zu den
deutschen Grenzgebieten ,

*
die infolge ihrer Lage einer Reihe besonderer Schwierigkeiten
ausgesetzt und daher erhöhter Fürsorge bedürftig sind, mutzdies geschehen . Es gibt keine isolierte Wirtschaft einzelner
Betriebe , sondern nur eine einheitliche deutsche Wirtschaft.
Ebenso ist es notwendig , den verschiedenen wirtschaftlichen
Interessen , deren Betreuung innerhalb der Reichsregierungaus technischen und organisatorischen Gründen verschiedenen
Ministerien zugeteilt wird , einen angemessenen Ausgleich und
eine Behandlung unter einheitlichen Gesichtspunkten zu
sichern .

Die Notlage weiter Kreise und Gebiete der deutschen Land¬
wirtschaft hält unvermindert an . Die Wiederherstellung der
Rentabilität der landwirtschaftlichen Betriebe ist die Voraus¬
setzung ihrer Erhaltung , und damit der Erhaltung des deut¬
schen Landvolks. Auf der Grundlage des vom letzten Reichs,
tag beschlossenen Volkswillens sollen die Arbeiten zur Quali -
tätssteigerung , zur Standardisierung wichtiger Produkte , der
Verbesserung der Absatzorganisation unter besonderer Berück¬
sichtigung der Edelerzeugniffe der bäuerlichen Wirtschaft fort¬
geführt werden. Die Menge kurzfristiger Kredite , die in die .
ser Verschuldung enthalten find, gefährden fortgesetzt die ra¬
tionelle Führung der Betriebe . Die Umwandlung dieser Kre¬
dite in langfristige Verschuldungen und die Senkung des
Zinssatzes aller landwirtschaftlichen Schulden wird angestrebt
werden.

Die Reichsregierung beabsichtigt die Ratifizierung des
Washingtoner Abkommens über den Achtstundentag, und wird
an den internationalen Verhandlungen an der Beseitigung
der hinsichtlich der Revision dieses Abkommens zur Zeit be¬
stehenden Ungewißheit und der seiner allgemeinen Ratifizie¬
rung entgegenstehenden Hemmniffe mit allen Kräften Mit¬
arbeiten . Sie wird dem bereits vom Reichsrat verabschie -
deten Entwurf eines Arbeitsschutzgesehes dem Reichstag als »
bald vorlegen , ebenso auch den zu seiner Ergänzung erforder -
lichen Entwurf eines Bergarbeitergesetzes . Neben dem Ar-
beitevschutzgesetz wird vor allem die Neugestaltung der See -
mannsordnung , des TarisvertragSrechts und des allgemeine» .
Arbeitsvertragsrechts zu fördern sein. Das Los der Krieg«. \
beschödtgten und KriegAsiaterbliebenen zu bessern entspricht !
dem einmütigen Empfinden des deutschen Volkes. Die W»h- '
nungsnot beeinträchtigt nach wie vor die Gesundung unsere «^
Volkslebens . Die Regierung wird die vom Reichsrat beschlos¬
sene Jnitiativvorlage über den Berfaffungstag unverzüglich
beim Reichstag einbringen . Die Reichsregierung rechnet und :
vertraut - hierbei auf die treue Mithilfe der Beamtenschaft. ^

Dir Wahlresor «
wirB die Reichsregierung erneut m Angriff nehmen . Di« j
Reichsregierung wird bestrebt sein, das öffentliche Schulwesens
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»rgamsatorisH und sozial umzugestalten . Die Wehrmacht der

deutschen Republik wird ihrer Aufgabe — Schutz der Grenzen
und Aufrechterhaltung der Ruhe und Ordnung im Innern —

nur wirksam erfRlen können, wenn sie im Volke verwurzelt
und vom Vertrauen aller Bevöikerungsschichten getragen ist.

Dieses Vertrauen wird sie sich am besten durch pflichtfrohe
Arbeit und in rein vaterländischer und überparteilicher Ge-

stnnung erwerben und erhalten . Die große Gesetzgebung der

Strafrechtsreform hat der Reichstag in der vorigen Wahl¬

periode nicht mehr zum Abschluß bringen können. Namentlich
wirb , die Frage - der Beseitigung der Todesstrafe zu entschei¬
den sein. Schon jetzt aber wird die Reichsregierung bei den

Landesregierungen anregen , bik dahin das Begnadigungs¬
recht gegenüber Todesurteilen anzuwenden .

Dem Hohen Hause liegen mehrere Initiativanträge vor,
die sich mit der Frage einer Amnestie für politische Straf¬
taten befassen . Die Reichsregierung hofft, daß sich das Hohe

Haus bei der bereits begonnenen Beratung der Amnestie¬
anträge über Umfang , Art und Grenzen der Amnestie ver¬

ständigen wird.
Auf dem Gebiet der

Dteurrpolitik
wird die Regierung ihr Augenmerk der Frage zuwenden , in¬

wieweit die drückende Steuerlast , die insbesondere auf den

mittleren und unteren Schichten der Bevölkerung liegt , eine

Erleichterung erfahren kann. Die Prüfung ist freilich davon

abhängig , daß zunächst die westere Entwicklung der Gesamt¬
verhältnisse abgewartet wird . Erst im Herbst wird es möglich
sein, sich ein Urteil hierüber zu bilden. Vordringlich scheint
die Frage , wieweit bei Einkommen bis zu 8000 Ml , sei es ,
daß sie dem Lohnabzug unterliegen , sei es , daß sie veranlagt
werden , eine Erleichterung angestrebt werden soll, angesichts
der Tatsache, daß das Aufkommen an Lohnsteuer in den ver¬

gangenen Monaten des Rechnungsjahres Beträge erreicht
hat , die eine Überschreitung der gesetzlich festgelegten Höchst¬
summe erwarten lassen. Es scheint ferner geboten, nunmehr
das gesetzlich gegebene Versprechen einzulösen , und Teile der

Vermögenssteuer nachzuerheben, deren Höhe von 40 Millio¬

nen Reichsmark gegenüber dem Etatsoll des Rechnungsjahres
1926 ausgefallen ist .

Besondere Aufmerksamkeit wird dem
finanziellen Verhältnis zwischen Reich, Ländern und

Gemeinden
zuzuwenden sein. Für eine künftige Gestaltung des für die

gesamte Finanzlage so bedeutsamen Finanzausgleichs bildet

die wichtigste Grundlage eine einheitliche Regelung des ge¬
nerellen Rechts der Realsteuern und Hauszinssteuer , die durch
ein Steuervereinheitlichungsgesetz erreicht werden soll , dessen
Entwurf bereits den Reichsrat beschäftigt hat . Sparsamste
Haushaltsführung ist das unbedingte Erfordernis , um jede
Gefährdung des Gleichgewichts unserer Finanzen zu vermei¬
den. Die Schaffung eines ReichSvrrwaltungSgerichtS wird als

erster Schritt zur Vereinfachung nachdrücklich gefordert wer¬

den.
Die Ihnen unterbreitete Regierungserklärung des neuen

Reichskabinetts zeigt Ihnen , daß wir den ernsten und auf¬

richtigen Willen haben , mit aller unS gegebenen Kraft die

uns übertragenen schweren Aufgaben zu lösen. Die Regie¬

rung nimmt für sich die Führung auf dem Wege des Wieder¬

aufbaus in Anspruch/ und vertraut darauf , daß die Mehr¬

heit dieses Hohen Hauses hinter dem Programm der Reichs¬

regierung steht.
Die Regierungserklärung wurde oft durch Beifallskund¬

gebungen der Sozialdemokraten und Mittelparteien begleitet
und wiederholt durch höhnische Zurufe der Kommunisten und

Nationalsozialisten unterbrochen .

Prrffeftimmen zur Regierungserklärung

Zu der gestrigen Regierungserklärung bemerkt der

„Vorwärts " : Die Regierung ist keine sozialdemokratische Re¬

gierung und das Regierungsprogramm ist kein sozialdemokra¬

tisches Regierungsprogramm , kann es nicht sein, denn die So¬

zialdemokratie hat nicht die Mehrheit . L>ie hat unter Zurück¬

stellung mancher weitergehender Wünsche sich zur Ausführung

dieses Programms bereit erklärt , und die Massen, die hinter

ihr stehen , sind polittsch genug geschult , um zu verstehen, daß

tS heftet ist, einiges zu verlangen und einiges zu erreichen,
«als alles zu verlangen und nichts zu erreichen.

Das „Berliner Tageblatt " betont : Die Regierung ist stark

genug , das Programm durchzuführen . Sie ist wohl keine

Koalitionsregierung im eigentlichen Sinne , aber doch stärker

konsolidiert, als das ihr vorhergehende Kabinett .
Die „Germania " schreibt: Das Debüt war nicht schlecht, mö»

gen auch hier und da Schönheitsfehler sein . Auch das Zen¬

trum hat die Absicht, aktiv und positiv mitzuwirken .
Die „Deutsche Allgemeine Zeitung " nennt die Erklärung

nicht ein Regierungsprogramm , sondern ein Referentenpro -

yiumiu .
Die „Deutsche Tageszeitung " sieht in der Erklärung mehr

Vorsicht als Voraussicht und erklärt : Die Fassung des Pro¬

gramms ist jedenfalls noch provisorischer als der bisherige
Charakter der neuen Reichsregierung . — Ähnlich äußert sich
die „Sreuzzeitung ".

WTB . Paris , 4. Jktli . Die Erklärung der neuen Reichsre¬
gierung findet besondere Beachtung bei der unabhängigen
und linksstehenden Presse . So schreibt „Matin " : Zum ersten¬
mal hat der Verzicht auf den Gedanken der Revanche offi¬
ziell auf der Tribüne des Reichstags formuliert werden kön¬
nen . Hermann Müller hat aus diesen Prämissen die erwar »
teten Schlußfolgerungen gezogen. Er besteht auf der möglichst
raschen Räumung der besetzten rheinischen Gebiete und des
Saarlandes , aber er unterstreicht ganz besonders , welche Be¬
deutung es für die Verständigungspolitik haben kann, einen
Entscheid über die Räumung des Rheinlands zu treffen .

Hermann Müller — so schreibt „Oeuvre " — habe Forde¬
rungen gestellt, die man erwartet habe . Nunmehr müßten die
Alliierten ihr Programm festlegen.

Tie rechtsstehende Presse findet , daß der sozialdemokratische
Reichskanzler nicht mehr gesprochen habe, als ein bürgerlicher
Reichskanzler.

„Populaire " schreibt , er habe immer wiederholt , daß di«

deutschen Sozialdemokraten auf außenpolitischem Gebiet das.

selbe Programm hätten , wie die anderen Parteien . Die mim -

sterielle Erklärung bestätige, daß die Sozialdemokraten , di«

jetzt an der Macht sind , dieselbe Taktik gegenüber dem Aus¬

lande verfolgten , wie die Volksparteiler .
Das „Echo de Paris " charaktirisiert die gestrige Erklärung

der neuen Reichsregierung als eine Aufforderung zur sofor¬

tigen Räumung des Rheinlands .
In Washingten haben die Hinweise darauf , daß auch die

neue Reichsregierung in der bisherigen äußeren Politik fest-

halte . wie dem Vertreter des Wolffbüros im Staatsdeparte¬
ment mitgeteilt wird, Befriedigung hervorgerufen . Mit be¬
sonderer Genugtuung wurde die Ankündigung des Reichs-
»onzlers ausgenommen , daß Deutschland bereit sei, demKellogz -
Pakt beizutreten . Man gab bei dieser Gelegenheit der Hoff-

Ausdruck , daß, nachdem Deutschland als erster Staat

Ifli . v ,
I?,mun0 geäußert habe, nunmehr die anderen Staate «

s»em deutschen De,spiel folgen werden.

Badischer Teil
Lüdiscver Landtag

Der HanShaltSanSschuß
setzte am Dienstag die Beratungen über das Straßenbau¬
programm der Regierung fort . Berichterstatter Abg. Gün -
dert machte den Vorschlag , die im Außerordentlichen Etat vor-

geseheiien 14 Millionen Reichsmark für di« Instandsetzung
der Landstraßen zu bewilligen, das in Aussicht genommene
Programm zu billigen und die Petitionen der Steindruchindn -
strie als durch die Erklärungen der Regierung als erledigt
zu erklären .

Nach einer Mitteilung des Finanzministers sollen die zur
Entlassung kommenden Steinbrucharbeiter soweit irgend mög¬
lich bei Wegbauarbeiten der Forst - und Domänenverwaltun¬
gen verwendet werden. Man müsse auch Rücksicht auf die Fi¬
nanzlage der Gemeinden nehmen. In der Aussprache wurde
vor allem die Frage erörtert , welches Befestigungsverfahren
in technischer und wirtschaftlicher Beziehung den Vorzug ver¬
diente . Der Minister betonte, in erster Linie komm« die

Finanzlage in Betracht . Ein Regierungsvertreter erwähnte ,
daß etwa 500 Kilometer badische Landstraßen aus verschie¬
denen Gründen für die Oberflächenteerung ungeeignet seieî .
Man müsse hier zu festeren Decken kommen. Zahlreiche Über¬

gänge müßten verbessert werden. Die Lage der Steinindu¬
strie und der Steinbrucharbeiter wurde eingehend besprochen .
Schließlich wurde auf Anregung des Zentrums ein gemein¬
samer Antrag angenommen , wonach die Regierung die Mög¬
lichkeit erhalten soll, 20 Kilometer Straßen weiter als vor¬

gesehen zu pflastern . Ein Mehraufwand dürfe jedoch nicht
erwachsen.

Dem Wunsche der Gemeinden nach einer Änderung des

badischen Landstraßengesetzes wird durch einen Antrag vr .
Baumgartner und Gen . Rechnung getragen . Der Antrag hat
folgenden Wortlaut :

„Der Landtag wolle beschließen , di« Regierung zu ersuchen,

I . dem Landtag den Entwurf eines Gesetzes über die Än¬

derung des Straßengesetzes vom 14. Juni 1884 vorzulegen .
Die Änderung soll in der Richtung erfolgen, daß die Land-

strahengemeinden zu den Unterhaltungskosten der Landstraßen
nur etwa in der Höhe herangezogen werden , welche der Un¬

terhaltung des laufenden Meters eines Gemeindeweges ent¬

spricht ;
II . bei der Neuregelung des Finanzausgleichs zu prüfen ,

ob und wieweit die Kreise und Gemeinden an dem Aufkom¬
men der Kraftfahrzeugsteuer beteiligt werden können.

"

Abg . Or. Baumgartner begründet den Antrag und betont ,
daß der heutige Zustand auf die Dauer absolut unhaltbar
sei . Einzelne Gemeinden hätten für die Landstraßen zeit¬
weise 50—60 Jltf Umlage erheben müssen. Der Minister be¬
tonte , die Lage sei noch nicht genügend geklärt, doch sei eine
baldige Gesetzesänderung in Aussicht genommen. Der An¬

trag des Zentrums wurde im ersten Teil einstimmig und im
zweiten Teil bei vier Enthaltungen genehmigt.

Der Haushaltsausschutz befaßte .sich in der Nachmittags¬
sitzung in erster Linie mit dem Bau der Rheinbrücken bei
Mannheim , Speyer und Maxau . Von den Baukosten im Be¬

trage von 42 Millionen Reichsmark entfallen aus Baden
7 Millionen Reichsmark. Davon sollen 2 Millionen Reichs¬
mark von den Städten Mannheim und Karlsruhe dem Staat
ersetzt werden. Der Ausschuß hat dazu seine grundsätzliche
Zustimmung erteilt .

Der Betrag von 50 000 Mt Beihilfen an unbemittelte Ge¬
meinden zu den Kosten der Wafferversorgungsanlagen und
der Ortsentwässerungen wurde um 100 000 Mt erhöht .

Die ländliche Bevölkerung ist unzufrieden über die Steuer
für Hausschlachtungen. Die Frage der Befestigung der Steuer
wurde von deutschnationaler Seite erneut angeregt . — Be¬
richterstatter Abg . Seubrrt tritt dafür ein, daß die Haus -

fchlachtungssteuer für Schweine bei Eigenverbrauch mit Wir¬
kung vom 1 . April 1929 aufgehoben werden soll. — Der
Finanzminister gibt zu bedenken , daß beim Wegfall der Haus¬
schlachtsteuer ein Ausfall von etwa 400 000 Mt eintreten würde .
Bei einem Verzicht auf die Gesamtfleischsteuer würde eine
wesentliche Erhöhung der Grund - und Gewerbesteuer ein-
treten müssen .

' DaS Staatsministrrium habe sich in seiner
Mehrheit gegen eine Änderung ausgesprochen. Der Antrag
des Berichterstatters wurde schließlich mit allen Stimmen bei
6 Enthaltungen der Demokraten und der Sozialdemokraten
angenommen . — Eine Entschließung des Zentrums , nach wel¬
cher die Regierung prüfen soll, wann die Aufhebung der
Fleischsteuer allgemein erfolgen könne , fand einstimmig An¬
nahme .

Die Eröffnungsfeier der Murgtalbahn
Für die bevorstehende Eröffnungsfeier der Murgtalbahn

am IS. Juli ist jetzt das Programm zusammengestellt : Um
XII Uhr treffen in Klosterreichenbach Sonderzüge mit den
Festgästen aus Stuttgart und Karlsruhe ein. Daran an
schließt sich eine Fahrt auf der neuerbauten Strecke mit Halt
auf den einzelnen Stationen . Dort besteigen jeweils die Orts¬
vorsteher, di« Gemeinderäte , Pfarrer und Lehrer den Festzug,
der gegen 2 Uhr auf der Staion Raumünzach eintreffen wird.
Von Raumünzach wird nach Schönmünzach zurückgefahren
werden, wo im Hotel „Post" das offizielle Festessen stattfinden
wird, an dem zirka 250 geladene Gäste teilnehmen werden .
Während des Festessens werden die Schulkinder der an der
neuerbauten Strecke gelegenen Orte freie Fahrt zwischen
Klosterreichenbachund Schönmünzach haben . Nach Beendigung
des Essens werden die Festteilnehmer nach Forbach weiter -
fcchren . Fm Hotel „Friedrichshof" ist dann noch eine Zusam¬
menkunft vorgesehen, zu der die Reichsbahndirektion Karls¬
ruhe Einladung ergehen läßt .

D »«f< des Zeppelin-Lustschiffes 127
Die Taufe des neuesten Zeppelin-Luftschiffes ist nunmehr

endgültig auf den 9. Jicki festgesetzt worden: Die Verzöge¬
rung um einen Tag — am 8. Juli hat bekanntlich Graf Zep¬
pelin seinen 90. Geburtstag — erfolgt mit Rücksicht auf die
Tagung d. Deutsch. Luftfahrverbandes in Konstanz . Die Taufe
vollzieht Gräfin Zeppelin. Außer verschiedenen Regierungs¬
vertretern werden die Abgeordneten verschiedener Lustfahrt¬
vereinigungen anwesend sein. — Die Bauarbeite » des Luft¬
schiffes sind vallkammen beendigt. Rur die Motore sind noch
nicht eingebaut, außerdem konnte mit der Füllung noch nicht
begonnen werden. Man würde ober mit all diesen Arbeiten
schon fertig sein, wenn sich nicht die Beschaffung des bekann¬
ten Brenngases unliekssam verzögerte, da mit dem Bau dieser
Gasanstalt leider erst recht spät begonnen werden konnte . Grö -

ßere Fahrten kommen dann erst im August in Frage .

Schnrsizngentgleisnng. Am Dienstag nachmittag ist der
Schnellzug 59 von Stuttgart nach München bei der Ecnfahrt
in die Station Ul« mit Lokomotive und Lender und dem Ge¬
päckwagen und einer Achse eines Personenwagens entgleist .
Ein Beamter erlüt ein« Nervenerschütterung . Zwei Reisende
wurden leicht verletzt . Die Ursache des Unglücke ist noch nicht
ermittelt . Nne Überschreitung, der Fahrgeschwindigkeit liegt
nach den getroffenen Festftevmcaen nicht vor.

Zum 10. Deutschen Gängerbttndesfest in Wie»
— Richtlinien für die Rückf«I,rt —

Die Generaldirektion der österreichischen Bundesbahnen teilt
mit : Die Einreise der Säuger zum 10 Deutschen Sänge » .
bundesfeste in Wien erfolgt ungefähr in vier Lägen , vom
17. bis 20. Juli , wobei rund 150 Sonderzüge strahlenförmig
über die Westbahn, Frcmz-Josefsbahn , NordweftbahnNordbahn,
u . Ostbahn nach Wien gefahren werden. Der überwiegende Teil
(ründ 80 Prozent ) dieser Sonderzü ^ wird aus Wagen der
Deutschen Reichsbahn bestehen, die in geschlossenen Zügen
für diese Sonderzüge zur Verfügung gestellt werden. Der
knappe Zeitabstand , der zwischen dem Deutschen Sänger -
ibundesfeste in Wien und dem Deutschen Turnfeste in Köln
besteht, zwingt nun di« Deutsche Reichsbahn einen Teil der
vorerwähnten aus deutschen Wagen bestehenden Sonderzüge
sogleich nach ihrer Entladung in Wien zurückzuziehen, fodatz
sie -für die Rückbeförderung der Sänger von Wien nicht mehr
zur Verfügung stehen werden.

Da sohin die österreichischen Bundesbahnen für die Ausreise
der Sänger mit eigenen und für diesen Kveck besonders an¬
gemieteten Wagen versorgen müssen , ist es einleuchtend, daß
nicht sämtliche Festgiistr unmittelbar nach Schluß des Sängrr -
festes gleichzeitig die Heimreise antreten können .

Um nun jenen Sängern , die aus berufiichen und anderen
Gründen unmittelbar nach Abschluß des Sängerfestes am
Montag , den 23. Juli die Heimreise anzutreten wünschen , die
Abfahrmöglichkeit si-cherzustrllen, find eigene Rückfahrsonder-
züge in Aussicht genommen , die durch tue einzelnen Sänger¬
bünde bestellt» werden. Wie nun eine Umfrage ergeben hat ,
sind bei diesen Rückfahrsonderzügen noch ein« große Anzahl
von Plätzen frei, weil viele Sänger sich hinsichtlich der Rück-
reise nicht binden wollen und der Meinung sind, auch ohne
diese Sicherstellung die Heimreise knapp nach Schluß des
Sängerfestes mit den gewöhnlichen fahrplanmäßigen Zügen
zur gewünschten Stunde antreten zu können .

Demgegenüber muß hervorgehoben werden, daß unmittel¬
bar nach Schluß des Sängerfestes außer den Sängern auch viele
Österreicher die aus den Bundesländern zum Sängerfeste nach '
Wien kommen, die Rückreise von Wien antreten werden und
überdies viele Wiener beabsichtigen , erst nach Ablauf des
Sängerfestes in die Sommerfrische abzureisen:

Es ist daher unvermeidlich, daß auch die Rückreise der Fest¬
teilnehmer auf mehrere Tage verteilt wird, um den Abtrans¬
port mit den zur Verfügung stehenden Mitteln bewältigen
zu können.

Jenen Festteilnehmern , die mit Heimreise aus bestimmten
Gründen unmöglich zuwarten können, wird daher im eigenen
Interesse dringend empfohlen, sich jetzt schon die Plätze für die
Rückfahrt in den Sonderzügen zu sicher«, zumal der Karten¬
verkauf für diese Züge am 12. Juli endet.

4«« jährigeS Jubiläum des « apuzinerorbruS
in Z-ll a. H.

Unter größter Anteilnahme der katholischen Bevölkerung
von Zell a . H. und von auswärts wurde das 400 jährige Ju¬
biläum des Kapuzinerordens begangen. Am Samstag abend
7 Uhr traf Erzbischof Karl in Begleitung mehrerer Geistlicher
mit dem Auto von Offenburg kommend hier ein und -wurde
am Bußdenkmal feierlich empfangen. An den Empfang schloß
sich eine kirchliche Feier . Darauf brachte die Musikkapelle Un¬
terharmersbach dem Erzbischof vor der Klosterpfvrte ein
Ständchen . Bürgermeister Pfundstein , Unierharmersbach , be¬
grüßte ihn namens seiner Gemeinde. Das Schützenkorps Un¬
ierharmersbach gab dann zu Ehren des hohen Gastes eine
Ehrensalve ab . Seine Exzellenz dankte mit freundlichen Wor¬
ten für die -dargebrachte Huldigung.

Am Sonntag zelebrierte Erzbischof Karl in der Wallfahrts¬
kirche ein Pontif ikalamt. Die Festpredigt hielt Stodtpfarrer
Lamy, St . BKsien . Das Tedeum beschloß den Festgottes¬
dienst, dem u . a . auch Finanzminister vr . Schmitt, Prälat vr
Schofer , Bürgermeister Schäfer und einige Gemeinderäte an¬
wohnten/ Am Nachmittag war in der Turnhalle weltliche Fest¬
feier . Derselben wohnten ebenfalls der Erzbischof , Finanzmi¬
nister Or. Schmidt sowie die übrigen Festgäste an . Erzbischof
Karl hielt eine Ansprache und bezeichnet« den Kapuzinerorden
als Gottes Werk, -das sich immer durchsetze. Dem Kapuziner¬
orden -danken wir es in Deutschland, daß nach der Reforma¬
tion die Gegenreformation einsetzte . Heute noch erfteuen sich
die Kapuziner der größten Achtung ; sie sind die erfolgreichsten
Kulturträger und sollen dies auch in Zukunft bleiben. Noch
nie habe Anlaß bestanden, mit dem Kapuzinerorden oder einem
Mitglied desselben unzufrieden zu sein :

Aus der Tsndesbsuptstsdt
Generalmajor a . D. Karl Präfcke +. Im Alter von 62 Jah¬

ren verschied hier Generalmajor a. D . Karl Präfcke. Den
Krieg machte der Verstorbene als Kommandeur des Land¬
wehrinfanterieregiments , 124, später als Kommandeur der
Brigade Präfcke bei der V . Armee mit . Als Kommandeur
der Reserveinfanteriebrigade Nr . 104 führte General Präfcke
badische Truppen bis zu den letzten Kampfhandlungen . Nach
dem Waffenstillstand wurde er Stadtkommandant von Brieg
in Schlesien und nahm als Kommandant der Reichswehrbri¬
gade Nr . 8 am 10 . Oktober 1919 den Abschied. Der Verstor¬
bene war Vorsitzender der vaterländischen Verbände und des
Ortsvereins der Deutschnationalen Volkspartei.

Wrttrrnachrichtendiensi der Badischen Landeswrttrrwarle
Karlsruhe . Bei anhaltend heiterem Wetter und schwacher
Lustbewegung wurden gestern in der Ebene bis 33 Grad als
Höchsttemperatur erreicht. Nachts traten in Verbindung mit
einer von Westen anrückenden Tiefdruckrinne vielerorts
Wärmegewitter auf . Die von der Rückseite der Rinne ein¬
brechende Kaltluft verursachte bei ihrem Auftreffen auf die
stark überwärmten kontinentalen Luftmaffen auch heute mor¬
gen noch verbreitete Gewitter , denen bei steigendem Druck
stärkere Abkühlung folgen wird. Nach Ausgleich der Tempe¬
raturgegensätze steht wieder heiteres Wetter bevor. Wetter »
Voraussage für Donnerstag : Zeitweise heiter und vorwiegend
trocken, etwas wärmer .

Dandel und Wirtschaft
B«rtt«e* Devi1e»«sti -*uir«e»

1. Ju0
M

Amsterdam 100 G.
Kopenhagen 100 Kr .
Italien . . 100 L-
London . . rPfd .
New Nor! . 1 D -
Pari » . . 100 Fr -
Schweiz . - 100 Fr -
Wien 100 Schilling
Prag . . - 100 Kr-

188.60
112.06
21 .965
20.39
41 .835
16.415
80.62
58.96
12 .396

Maf
168.94
112.28
22 .025
10 .43
4.1915
16 .455
80.78
58.08
12.416

s. Juü

168.66
112 .08
21 .99
20 .398
4.1845
16.42
80 .655
58.97
12.401

189 .00
112 .30
22.03
20.437
4.192»
16 .46
80.815
59 .09
12.421



Brurze « scdrlcbten aus Laden
bld . Mannheim , 4 . Juli . Der an Stelle von Prof . l)r. Hegzum Leiter - es Mannheimer Säuglingskrankenhauses beru¬fene Extraordinarius der Kinderheilkunde an der UniversitätLeipzig, Prof . Or. Armando Frank , ist ein geborener Mann¬heimer . Seine Eltern hatten bis 1910 hier ihren Wohnsitz .Rach Absolvierung des Gymnasiums in Mannheim studierteArmando Frank in Freiburg , München und Erlangen Medizinund bestand 1909 in Erlangen die Staatsprüfung . Im No¬vember 1980 habilitierte er sich an der Leipziger Universitätund 1925 erfolgte seine Ernennung zum außerordentlichenProfessor . Or. Frank hat seinen Posten in Mannheim bereitsangetretea .

bld . Heidelberg, 3. Juli . Die am Sonntag durchgeführteEtraßensammluug zu Gunsten der Kinderhilfe brachte eineSumme von über 6000 Mi ein, die sich durch nachträglicheSpenden wohl noch erhöhen wird.
bld. Heidelberg. 4. Juli . Der , gemäß Stadtratbeschluß , beru¬fene Ausschuß aus Vertretern aller Parteien für die Ober -bürgermeisterwahl hat unter dem Vorsitz des Obmanns derStadtverordneten erstmals getagt . Irgendwelche bindendenEntschlüsse wurden nicht gefaßt . Das „Heidelberger Tagblatt "

berichtet hierzu , daß aus der großen Zahl von Namen , die alsBewerber sich bemüht haben oder genannt wurden , fünf Kan¬didaten für die engere Wahl bestimmt worden sind . Die Wahlsoll am 18. Juli stattfinden .
DZ . Durlach , 3. Juli . Der Turnverein Durlach 1878 e. B.beging am vergangenen Sonntag sein 50 . Stiftungsfest infestlicher Weise. Im Kreise der Jubiläumsfeierlichkeiten fandauch die Enthüllung des Gedenksteines für die Kriegsopferstatt . Der Gedenkstein ist ein unbehauener Schwarzwaldfind »ling , der aus dem schönen Turnplatz Aufstellung gefundenhat . Von den 225 Angehörigen des Turnvereins , die hinaus¬gezogen waren , um die Heimat zu schützen, kehrten 43 nichtmehr wieder.

DZ . Höpfingen (Buchen) , 4. Juli . Am 8. August 1920 be¬gab sich der Förster Friedrich Haug von hier aus einen Streif -gang in sein Revier , von dem er nicht wieder zurückkehrte.Tags darauf fand man ihn im Walde erschvffen auf . DieSchußwunde zeigte, daß der tödliche Schuß aus nächster Näheabgefeuert war . Etwa 100 Meter davon fand man eine Reh¬geiß. Die Gerichtsbehörden waren außer Zweifel, daß die Tatvon einem Wilderer ausgeführt worden war . Der Verdachtlenkte sich schließlich gegen Wirt und Maurer Ott von Jung ,holzhausen , der im Spätherbst 1927 in Haft gesetzt wurde.Unter der Last der Indizienbeweise gestand Ott schließlichseine Schuld, bestritt sie «cher später wieder. Bei der Ber -handlung im Schwurprvzeß zu Hall leugnete Ott alle Täter¬schaft . Das Gericht nahm jedoch di« Tat als erwiesen an undverurteilte ihn wegen Totschlag zu 5 Jahren und 6 MonatenZuchthaus und 5 Jahren Ehrverlust .
DZ . Pforzheim , 4 . Juli . Nach dem „Pforzh . Anz.

" wird in 18bis 20 größeren Betrieben der Schmuckwarenindustrie teilweisenicht gearbeitet / In einer Fabrik stehen sämtliche Arbeiter aus .Sie verlangen von chren Arbeitgebern , auf den Arbeitgeber¬verband dahingehend einzuwirken , mit >den Gewerkschaften inVerhandlungen einzutreten . Der Arbeitgeberverband hat denSchlichtungsausschutz angerufen , der die Parteien zur Ver¬handlung geladen hat . Das Lohnabkommen zwischen demArbeitgeberverband und den Gewerkschaften war Ende Aprilabgelaufen .
Freiburg » 4. Juli . Weihbischof Or. Wilhelm Burger feiertam 12. Juli sein silbernes Priesterjubiläum .
bld . Siugeu a . H., 4. Juli . Wie verlautet , ist als Zeitpunktfür die Aufnahme der Geschäfte des Amtsgerichts Singen der1 . Mai 1929 in Aussicht genommen . Vier Rechtsanwälte , soaus Radolfzell, Donaueschingen, Waldshut und Stockach habensich bereits für Wohnungen interessiert .

DZ . Bühl, 4. Juli . Wie beretts erwähnt , haben die a«Sonntag , anläßlich des Mittelbadische» Piouiertage », hierweilenden Vertreter des Landesverbandes badischer Pionierebeschlossen, zu Ehren der im Weltkrieg gefallenen Angehörigendes Badischen Pionierbataillons Rr . 14 ein würdiges Denk¬mal zu errichten. Dieses soll in Kehl, dem früheren Standortdes Bataillons , errichtet und am Tage der BrfteinngSfeiereingeweiht werden. Solange aber Kehl noch besetzt ist, ist dieAusführung dieses Planes natürlich unmöglich; le-doch wurdeeine Zwischenlösung dahingehend beschlossen, daß inzwischenunterhalb der Burg Windeck ein Gedenkstein in der Formeines Findlings aus dem nördlichen Bühler Bezirk errichtetwird mit der Inschrift : „Ehrenmal für die im Weltkrieg ge¬fallenen Pioniere Badens ."
bld . Konstanz, 4. Juli . Der von Österreich erbaute neueBodenseedampfer „Österreich" hat letzter Tage auf einer Pro¬befahrt Konstanz einen Besuch abgestattet . Das große Diesel -motovschiff kann gegen 800 Personen aufnehmen . Seine Größebeträgt 52 Meter , seine Geschwindigkeit 25 Kilometer proStunde . Das Schiff ist dreistöckig . Auf dem Oberdeck befindetsich die Kommandobrücke und der Platz für die Passagiere1. Klaffe, das Zwischendeck enthält neben zwei großen Kabinendie Toiletten und den Luftraum für die Maschinen, urck>schließlich bildet der Speisesalon und ein fast 80 Meter langersäulenfreier Salon einen Mächtigen Abschluß .

Stastssnzeiger
Bekanntmachung

Ortsbezeichnung der StadtgemeindeSchönau im Wiesental .Das Staatsministerium hat am 20. Juni 1988 beschlossen,daß die Stadtgemeinde Schönau mr Wiesentat mit sofortigerWirkung den Namen „Schönau im Schwarzwald " zu führenhat .
Karlsruhe , den 27. Juni 1926 .Der Minister de» Inner «' Remmele

Der Bereinigung der Touristenvereine „Die Naturfreunde ",Gau Württemberg in Stuttgart wurde die Erlaubnis zumLosvertrieb in Baden erteilt .
Karlsruhe , den 27. Juni 1928 .

Der Minister de» Innern
I . B . : Föhren bach .

Bekanntmachung
(Vom 30. Juni 1928)

Borübergrhende Einfuhr bo»
Rennpferden .

Auf Grund des 8 7 des Vi«Hseuchengesetzes vom 38. Juni1900 (Rvichsgesetzblatt Seite 519) wird mit sofortiger Wirkungfolgendes bestimmt :

Stuf die vorübergeherche Einfuhr von Pferden zur Teilnah¬me an Pferderennen finden die jeweiligen allgemeinen Be¬stimmungen über die veterinärpolizeiliche Behandlung der zurEinfuhr gelangeniden Pferde und sonstigen Eirchufer, sowieetwa für diese Tiergattungen erlassenen veterinärpolizeilicheEinfuhrverbote keine Anwendung .
8 2.Für Pferde , die vorübergehend zur Teilnahme an Pferde¬rennen eingeführt werden, gelten folgere Bestimmungen :1 . Die Einfuhr hat über die für dre Einfuhr von lebendenTieren zugelaffenen Grenzeittgangsstellen zu erfolgen .2. Die Pferde unterliegen beim Gvenzübertritt lediglicheiner eingehenden klinischen Untersuchung durch den zustän¬digen G-renztierarzt . Diesem ist das Eintreffen der Pferdean der Grenze von dem Einführenden spätestens 12 Stunden 'vorher anzumelden .

' 8. Deal Grenz tierarzt sind für die einzuführenden Pferdeamtstierärztliche Bescheinigungen mit Angabe des Namen »und Wohnortes des Pferdebesitzers sowie der Namen und
Kennzeichn der Pferde vorzulegen, aus denen ersichtlich ist,daß tue Pferde frei von Erscheinungen übertragbarer Krank¬heiten sind und aus Ställen kommen, die zur Zeit der Einfuhrund mindestens 40 Tage vorher frei von auf Einhufer über¬tragbaren Krankheiten gewesen sind.

Diese Gesundheitsbescheinigungen müssen von der Sportbe¬hörde des Heimatlandes der Pferde mit dem ausdrücklichenVermerk beglaubigt sein, daß die einzuführenden Pferde indie Stutbücher oder Listen dieser Sportbehörde eingetragensind. Die Beglaubigung muß mit dem Siegel der Sporkbe¬hörde versehen sein.
Die Bescheinigungen sind in deutscher Sprache oder in amt¬lich beglaubigter deutscher Übersetzung vorzulegen . Sie besitzeneine Gültigkeitsdauer von 14 Tagen . Die mit Österreich aufGrund des .Tierseuchenübereinkommens getroffenen besonde¬ren Vereinbarungen über die Ausstellung der Bescheinigungenfür Renn - und Trabrennpferde bleiben unberührt .4. Die Einführenden haben dom Grenztterarzt den Bestun-mungsort der Pferde (Rennort ) sowie das Grenzzollamt , überdas die Pferde das Inland verlassen sollen, anzugeben . DerGrenztierarzt hat daS Ausgangszollamt entsprechend zü ver¬ständigen.

5. Die Pferde dürfen mit inländischen Pferden nur auf denRenn - und Trainierbahnen in Berührung kommen. Insbe¬sondere dürfen sie nicht gemeinsam mtt inländischen Pferdenin denselben Eisenbahnwagen verladen werden ; ihre Unter¬
bringung hat in besonderen Stallabteilungen , getrennt von in¬ländischen Pferden zu erfolgen.

Ist die Beförderung der Pferde außerhalb der Unterbrin¬gungsgehöfte und der Renn - und Traimorbahnen durch Fuß¬marsch erforderlich, so hat sie auf kürzestemWege ohne Aufent¬halt zu erfolgen .
6. Die Pferde müssen das Inland innerhalb 6 Wochen nachder Einfuhr wieder verlassen.

8 3.Die entstehenden Kosten fallen dem Einführenden zur Last.
8 4.

Zuwiderhandlungen gegen diese Anordnung unterliegen den
Strafborschriften der Paragraphen 74 ff. des Viehseuchengese¬tzes vom 20. Juni 1900 .

Karlsruhe , den 30. Juni 1928.
Der Minister des Inner »

Remmele

Maul - und Klauenseuche
Nach Ncelduilgen der Bezirkstierärzte waren am 1. Juli1928 verseucht:
Amtsbezirke : Kehl : Gemeinde« : Legelshurst .Pfarzheim : Pforzheim .

Badisches Statistische» LandeSamt

Personeller Teil
Ernennungen , Versetzungen . Zuruhesetzung« usw

d« planmäßig«» Beamte»
A«S dem Bereich de- Ministerium - de- Inner »

Zurubegefetzt auf Ansuchen :
Hausinspektor Karl Dieterle bei der Heil» nud PflegeanstaltWie»loch.

Aus dem Bereich des Ministeriums der Fiuanze «
Planmäßig angestellt :

Forstaffistent Alfted Kaiser in Waldkirch, Förster AdolfLöffler in Wies , Slmt Schopfheim.
Zuruhegesetzt auf Ansuchen:

Forstrat Karl Feist in Konstanz.

Ab I. Juli 1928
Hauptannahmestelle für Karlsruhe
KaiserstraBe 60

Wäscherei fQr feine
Herren - Stärkwäsche ,
Leib- und Haushaltungs¬
wäsche, Pfundwäsche

718 2101 Telephoa 2101

Auf alle
Möbel - und Polsterwaren

während des Saison -Ausverkaufs
nur prima Qualitätöl
l0 ° |o Rabat «

Möbelhaus Seiter, Waldstraße 7
öffentliche Bekanntmachung .

Es sind zu entrichten:
Auf 2. Juli 1928 : Die 2 . Hälfte der Gebäudeversiche»rungsbeiträge ;
auf 10. Juli 1928: Die Vorauszahlungen auf die Ei«,kommen-, KörperfchaftS- und Umsatzsteuer für das2. Kalendervierteljahr 1928 nebst 10"/, Zuschlag zurLandeskirchensteuer aus der Einkommensteuervor¬auszahlung ;
auf 16 . Juli 1928: Die 2. Rate der Grund- und Ge»

werbcftrnrrverauSzahbmg für 1928 nebst 10"/, Zu¬schlag zur Landeskirchensteuer, ferner die um 20"/,ermäßigte 2. Rate der AufbriuguugSziufe « für 1928.Nicht rechtzeitig bezahlte Abgaben werden im Post-nachnahmeverfahren etngezogen oder beigetrieben .Man zahle bargeldlos und vergesse nicht seineSteuernummer , Sollbuchnummer bezw . Ordnungszahlder Einzugsliste anzugeben .
Karlsruhe , den 2. Juli 1928.

Di« Ftnan rämter KarlSrnhe-Stadt ,SarlSrutze-Lan», Dur lach und Ettling «n.

*
Ludwig ^

Schweisgut
Karlsruhe /. B.

Brtyrmzcsutraflu 4Iwn RendslljiaH

Flügel
Pianino« 724

Harmoniums
Nur beate FabrikateSehr aaUr * Praias

Umtauach aHar Klaaiara

91 .362 . Lahr.Im Konkurs-
verfahren über das Ver¬
mögen der Firma HeinrichMalecki in Lahr ist zurPrüfung nachttäglich an¬
gemeldeter ForderungenTermin befttmmt auf : Frei¬
tag. de« 26. Juli 1928, der« .9 Uhr, vor dem Amtsgerichthier, H . Stock , Zimmer 31 .

Lahr , 3. Juli 1928.
Amtsgericht.

Staats- und Gmeindebebörden
sind unsere Abonnenten . Wollen Sie dieseauf Ihre Firma aufmerksam machen , so
Inserieren Sie in dem offiziellen Organder badischen Regierung der
Karlsruher Zeitung
Badischer Staatsanzeiger

Städtische Sparkasse Druchsal .
Bilanz auf 31. Dezember 1927 .

» ermäge« XX verdtndttchkeiten XX1. Kaffenbestand . . . . 23 962,89 1 . Spareinlagen . . . . 2 819 426,852 . Guthaben bei Banken,
Girozentrale und Post-

2 . Aufgewert Spareinlagen3. Giro- und Kontokorrent-
131863746

scheckämt . 176585,95 einlagen . 413183,333. Wechsel . 163 960,00 4. Sonstige Kapitalschulden 288 724,024. Darlehen a . Hypotheken 1386655,18 5. Rücklagen . 78443,415 . Aufaewert . Hypotheken6. Darlehen in laufender
Rechnung .

7 . Darlehen auf Schuld-
scheine .8. Grundstückeu . Gebäude

9 . Gerätschaften . . . .
10. Zinsrückstände • . .

1174 487,93

1605 628,09

126111,00
245 268,80

17 327,00
38 427,92

6. Reingewinn . 40000,00

4958 414,76 ' 4 958 414,76

Berechnung der Rücklage :
161 630,50 X*
115 443,41 „

Die gesetzliche Rücllage hat zu bettagen :5 "/. au » 3232 610,18 XX Einlagen . •
Sie beträgt auf Schluß de» Jahre » 1927

Mithin fehlen noch . . . 48187,09 XX
Bruchsal , den 30. Juni 1928. R.354

Der » ersitzend« de» Berivattwngsrate» r
Or . Meister .Der Geschäft»letterr Der « e»ttell «Mr :Sommer .

Fröhlich .
Druck G. $ ftun , Karlsruhe

91 .364 . Geugeubach. Indem Konkursverfahren über
das Vermögen des Landes -
produktenhändlers Fridoli»
Allgeier in Biberach ist zur
Abnahme der Schlutzrech .
nung des Verwalters und
zur Erhebung von Einwen «
düngen gegen das Schluß -
Verzeichnis der bei der Ver¬
teilung zu berücksichtigen¬den Forderungen Schsirß-
termin bestimmt auf Mitt¬
woch , de» 1. August 1928 , vsr-
mittags 9 Uhr

Gengenbach. 27 .VII . 1928.
Amtsgericht .

MW « LlMsWM
Donnerstag , 5 . Juli 1928

Volksbühne 11
mj .!

von Hauptmann
In Szene gesetzt von
Ulrich von der Trenck

Henschel Schulze
Frau Henschel Ziegler ,
Hanne Ermarth t
Bertha Thiemer :
Walther Brand t
Siebenhaar Prüter J
Karlchen Dennig '
WermelSkirch Höcker )
Frau WermelSkirch 1

Frauendorfer I
ranziSka QuaiserEranzig
auffe Gemmecke

Franz Graf
George Kloeble
Fabig Müller
Zildebrant Mehnerstrunert Schneider

Feuerwehr - l Ostholtmänner \ Weidner
Anfang 19% Ende 22
I Rang u. I •Sperrsitz 5 XX
Der IV . Rang ist für den.

allgemeine» verkauf
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